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Achter Abschnitt 
Beschwerdeverfahren

§40

Beschwerde
(1) Gegen Verwaltungsentscheidungen auf Grund dieses 

Gesetzes mit Ausnahme von Entscheidungen über die Beru­
fung zu Ausschüssen und Beiräten ist das Rechtsmittel der 
Beschwerde zulässig. Die Beschwerde ist schriftlich inner­
halb von zwei Wochen bei der Stelle einzulegen, die die Ent­
scheidung getroffen hat. Die Beschwerde hat keine aufschie­
bende Wirkung. Über die Beschwerde ist innerhalb von vier 
Wochen nach ihrem Eingang zu entscheiden. Wird der Be­
schwerde nicht abgeholfen, ist sie innerhalb dieser Frist an 
die übergeordnete Dienststelle zu richten.

(2) Wird der Beschwerde durch die übergeordnete Dienst­
stelle nicht abgeholfen, kann nach Zugang der abschließen­
den Entscheidung ein Antrag auf Nachprüfung durch das 
Gericht gestellt werden. Das Gericht kann in der Sache selbst 
entscheiden.

§§ 41 bis 43 
(gegenstandslos)

Neunter Abschnitt 
Sonstige Vorschriften

§44
Vorrang der Schwerbehinderten

Verpflichtungen zur bevorzugten Einstellung und Beschäf­
tigung bestimmter Personenkreise nach anderen Gesetzen 
entbinden den Arbeitgeber nicht von der Verpflichtung zur 
Beschäftigung Schwerbehinderter nach diesem Gesetz.

§45
Arbeitsentgelt and Dienstbezüge

(1) Bei der Bemessung des Arbeitsentgelts und der Dienst­
bezüge aus einem bestehenden Beschäftigungsverhältnis dür­
fen Renten und vergleichbare Leistungen, die wegen der Be­
hinderung bezogen werden, nicht berücksichtigt werden. Vor 
allem ist es unzulässig, sie ganz oder teilweise auf das Ar­
beitsentgelt oder die Dienstbezüge anzurechnen.

(2) Absatz 1 gilt nicht für Zeiträume, in denen die Beschäf­
tigung tatsächlich nicht ausgeübt wird und die Vorschriften 
über die Gewährung der Renten oder der vergleichbaren Lei­
stung ein Ruhen vorsehen, wenn Arbeitsentgelt oder Dienst­
bezüge gezahlt werden.

§46

Oberstandenarbeit, Nachtarbeit
(1) Schwerbehinderte können Überstundenarbeit ablehnen.

(2) Schwerbehinderte dürfen nur unter Berücksichtigung 
von Art und Schwere ihrer Behinderung zur Nachtarbeit her­
angezogen werden. Nachtarbeit ist für Schwerbehinderte 
nicht zulässig, wenn ärztlich festgestellt wird, daß sie diese 
auf Grund ihrer Behinderung nicht leisten können.

§47
Zusatzurlaub

Schwerbehinderte haben Anspruch auf einen bezahlten zu­
sätzlichen Urlaub von 5 Arbeitstagen im Urlaubsjahr; ver­
teilt sich die regelmäßige Arbeitszeit des Schwerbehinderten 
auf mehr oder weniger als 5 Arbeitstage in der Kalender­
woche, erhöht oder vermindert sich der Zusatzurlaub ent­
sprechend.

§48
Nachteilsausglelch

Die Vorschriften über Hilfen für Behinderte zum Ausgleich 
behinderungsbedingter Nachteile oder Mehraufwendungen

(Nachteilsausgleich) sind so zu gestalten, daß sie der Art 
oder Schwere der Behinderung Rechnung tragen, und zwar 
unabhängig von der Ursache der Behinderung.

§49
Beschäftigung Schwerbehinderter in Heimarbeit

(1) Schwerbehinderte, die in Heimarbeit beschäftigt sind 
und in der Hauptsache für den gleichen Auftraggeber arbei­
ten, werden auf die Pflichtplätze dieses Auftraggebers ange­
rechnet.

(2) Der besondere Kündigungsschutz der Schwerbehinder­
ten im Sinne des Vierten Abschnitts gilt auch für Schwerbe­
hinderte in Heimarbeit

(3) Für in Heimarbeit beschäftigte Schwerbehinderte gilt 
der Anspruch auf Zusatzurlaub gemäß § 47. '

(4) Schwerbehinderte, die als fremde Hilfskräfte eines 
Hausgewerbetreibenden oder eines Gleichgestellten beschäf­
tigt werden, können auf Antrag eines Auftraggebers auch auf 
dessen Pflichtplätze angerechnet werden, wenn der Arbeit­
geber in der Hauptsache für diesen Auftraggeber arbeitet. 
Wird einem Schwerbehinderten im Sinne des Satzes 1, des­
sen Anrechnung das Arbeitsamt zugelassen hat, durch seinen 
Arbeitgeber gekündigt, weil der Auftraggeber die Zuteilung 
von Arbeit einstellt oder die regelmäßige Arbeitsmenge er­
heblich herabgesetzt hat, so ist der Auftraggeber verpflich­
tet, dem Arbeitgeber die Aufwendungen für die Zahlung des 
regelmäßigen Arbeitsverdienstes an den Schwerbehinderten 
bis zur rechtmäßigen Lösung seines Arbeitsverhältnisses zu 
erstatten.

§50
(gegenstandslos)

§51

' Unabhängige Tätigkeit
Soweit zur Ausübung einer unabhängigen Tätigkeit eine 

Zulassung erforderlich ist, soll Schwerbehinderten, die eine 
Zulassung beantragen, bei fachlicher Eignung und Erfüllung 
der. sonstigen gesetzlichen Voraussetzungen die Zulassung 
bevorzugt erteilt werden.

§52

Geheimhaltungspflicht
Die Vertreter der Hauptfürsorgestellen und der Arbeitsver- 

waltung, die Mitglieder der Ausschüsse (§§ 32, 34) und des 
Beirates für die Rehabilitation der Behinderten und ihre 
Stellvertreter sowie zur Durchführung ihrer Aufgaben hin­
zugezogene Sachverständige sind verpflichtet,

1. über ihnen wegen ihres Amtes oder Auftrages bekannt­
gewordene persönliche Verhältnisse und Angelegenheiten 
von Beschäftigten im Sinne des § 7, die ihrer Bedeutung 
oder ihrem Inhalt nach einer vertraulichen Behandlung 
bedürfen, Stillschweigen zu bewahren, und

2. ihnen wegen ihres Amtes oder Auftrages bekanntge­
wordene und vom Arbeitgeber ausdrücklich als geheim­
haltungsbedürftig bezeichnete Betriebs- oder Geschäfts­
geheimnisse nicht zu offenbaren und nicht zu ver­
werten.

Diese Pflichten gelten auch nach dem Ausscheiden aus dem 
Amt oder nach Beendigung des Auftrages. Sie gelten nicht ge­
genüber der Arbeitsverwaltung und den Hauptfürsorgestellen, 
soweit deren Aufgaben gegenüber den Schwerbehinderten es 
erfordern, gegenüber der Schwerbehindertenvertretung sowie 
gegenüber den in § 79 Abs. 1. des Betriebsverfassungsgesetzes 
und den in den entsprechenden Vorschriften für gleichstehende 
Vertretungen genannten Vertretungen, Personen und Stellen.

§53
Statistik

(1) Uber die Schwerbehinderten wird alle 2 Jahre, erstmals 
zum 31. Dezember 1990 eine Statistik durchgeführt. Sie umfaßt 
folgende Tatbestände;
1. die Zahl der Schwerbehinderten mit gültigem Ausweis,


